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Die Haushaltssatzung 2008 der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.
Das Haushaltssicherungskonzept vom 22.09.2008 wurde nach § 74 Abs. 4
der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit Artikel 4 Abs. 3 Kommunal-
rechtsreformgesetz (KommRRefG) vom 18.12.2007 (GVBl. I/07 S. 286) durch
den Landrat des Landkreises Barnim als allgemeine untere Landesbehörde
mit Az: 15 52111/08 am 10.12.2008  rechtsaufsichtlich  genehmigt.

Bekanntmachungsanordnung

Jeder kann in der Kämmerei des Amtes Britz-Chorin-Oderberg während der
Öffnungszeiten der Amtsverwaltung in 16230 Britz, Eisenwerkstraße 11,
Einsicht in die Haushaltssatzung und ihre Anlagen nehmen.

Britz,   26. Januar 2009

Rainer Schneider
Amtsdirektor

Aufgrund des § 76  der Gemeindeordnung des Landes Brandenburg wird
nach Beschluss der Gemeindevertretung  Lunow-Stolzenhagen vom
27.10.2008 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr  2008  wird

1. im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf  912.800  EUR
in der Ausgabe auf 1.077.100  EUR

und

2. im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 250.700  EUR
in der Ausgabe auf 328.000  EUR

 festgesetzt.

§ 2
Es werden festgesetzt:

1. Kredite werden nicht festgesetzt –

2. Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt –

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 152.100  EUR

§ 3
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für land- und forstwirtschaftliche
Betriebe (Grundsteuer A) 250 v. H.

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H.

2. Gewerbesteuer 300 v. H.

Haushaltssatzung
der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen für das Haushaltsjahr 2008

§ 4

Gemäß § 81 GO werden folgende Wertgrenzen, bis zu denen über-
planmäßige und außerplanmäßige Ausgaben als unerheblich anzusehen
sind, festgesetzt:

– im Verwaltungshaushalt bis           3.000 EUR

– im Vermögenshaushalt bis             5.000 EUR

Mehrausgaben sind jedoch nur zulässig, wenn sie unabweisbar
und unvorhersehbar sind und die Deckung gewährleistet ist.

§ 5

Die Gemeindevertretung hat unverzüglich eine Nachtragssatzung gemäß §
79 Gemeindeordnung zu erlassen, wenn sich abzeichnet, dass trotz sparsa-
mer Bewirtschaftung der Haushaltsmittel ein  höherer als in  der Haushalts-
satzung ausgewiesener Fehlbedarf entsteht.

Das Haushaltssicherungskonzept vom 22.09.2008 wurde nach § 74 Abs. 4
der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit Artikel 4 Abs. 3 Kommunal-
rechtsreformgesetz (KommRRefG) vom 18.12.2007 (GVBl. I/07 S. 286) durch
den Landrat des Landkreises Barnim als allgemeine untere Landesbehörde
mit Az: 15 52111/08 am 10.12.2008  rechtsaufsichtlich  genehmigt:

Oderberg, 29. Dezember 2008

Sakowski
Beauftragte des Landrates
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Die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2008 der Gemeinde Britz wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.
Die 1. Nachtragshaushaltssatzung wurde dem Landrat des Landkreises
Barnim als allgemeine untere Landesbehörde gemäß § 79 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 78 Abs.4 und § 74 Abs. 4 der Gemeindeordnung Brandenburg
(GO) und in Verbindung mit Artikel 4 des Kommunalrechtsreformgesetzes
(KommRRefG) vorgelegt.
Mit Aktenzeichen 1524 111/08 genehmigte der Landrat gemäß § 85 Abs. 2
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) in Verbindung mit
Artikel 4 Absatz 3 des Kommunalrechtsreformgesetzes (KommRRefG) den
Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von 30.000 EUR.

Bekanntmachungsanordnung

Jeder kann in der Kämmerei des Amtes Britz-Chorin-Oderberg während der
Öffnungszeiten der Amtsverwaltung in 16230 Britz, Eisenwerkstraße 11
(Obergeschoss, Zimmer 2.21) Einsicht in die Nachtragssatzung und ihre
Anlagen nehmen.

Britz, 26. Januar 2009

Rainer Schneider
Amtsdirektor

Aufgrund des § 79 GO in Verbindung mit Artikel 4 des Kommunalrechtsreformgesetzes wird nach Beschluss-Nr.   17-08/2008 der Gemeindevertretung
Britz vom 25. August 2008 in Verbindung mit dem Beitrittsbeschluss Nr.   41-12/2008   vom 19. Dezember 2008 folgende Nachtragshaushaltssatzung
erlassen:

§ 1

Mit dem Nachtragsplan werden
erhöht  um vermindert  um und damit der Gesamtbetrag des Haushaltsplanes

einschließlich der Nachträge
gegenüber bisher nunmehr festgesetzt auf

EUR EUR EUR EUR

1. im Verwaltungshaushalt
die Einnahmen 236.000 14.400 2.386.000 2.607.600

die Ausgaben 130.000 68.400 2.546.000 2.607.600

2. im Vermögenshaushalt
die Einnahmen 129.300 126.800 482.000 484.500

die Ausgaben 64.200 61.700 482.000 484.500

§ 2

Es wird neu festgesetzt:

1. Der Gesamtbetrag der Kredite  von bisher 0 EUR auf 30.000 EUR

2. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0 EUR

3. Der Höchstbetrag der Kassenkredite von bisher 395.000 EUR auf 430.000 EUR

§ 3
keine Änderungen

§ 4
keine Änderungen

§ 5
keine Änderungen

Der unter § 2 festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite wurde durch den Landrat des Landkreises Barnim als allgemeine untere Landesbehörde in Höhe von
30.000 EUR gemäß § 38 Abs. 2 Gemeindeordnung Brandenburg i. V. m. Artikel 4 Abs. 3 Kommunalrechtsreformgesetzes unter dem Az: 1524 111/08
rechtsaufsichtlich genehmigt.

Britz, 20. Dezember 2008 Rainer Schneider
Amtsdirektor

1. Nachtragshaushaltssatzung
der Gemeinde Britz  für das Haushaltsjahr 2008
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Die Gemeindevertretung Niederfinow  hat in ihrer Sitzung am 15.01.2009 die Hauptsatzung der Gemeinde Niederfinow  beschlossen, die hiermit
öffentlich bekannt gemacht wird.

Britz, den 16.02.2009 Schneider
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), hat
die Gemeindevertretung der Gemeinde Niederfinow  in ihrer Sitzung am
15.01.2009 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf)

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Niederfinow“.
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde und ge-

hört dem Amt Britz-Chorin-Oderberg an.

§ 2
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf)

(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und
Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Gemeinde ihre betrof-
fenen Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten förmlich mit
folgenden Mitteln:
1. Einwohnerfragestunden der Gemeindevertretung
2. Einwohnerversammlungen
Die Einzelheiten der unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten Formen der Ein-
wohnerbeteiligung werden in den nachfolgenden Absätzen näher ge-
regelt.

(2) In öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung sind alle Personen,
die in der Gemeinde ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt haben (Einwohner), berechtigt, kurze mündliche Fragen zu
Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen Gemeindean-
gelegenheiten an die Gemeindevertretung oder den Amtsdirektor  zu
stellen sowie Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten (Einwoh-
nerfragestunde). Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten nicht über-
schreiten. Jeder Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu drei unter-
schiedlichen Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen sollen drei
Minuten nicht überschreiten. Kann eine Frage nicht in der Sitzung
mündlich beantwortet werden, ist eine schriftliche Antwort zugelas-
sen.

(3) Wichtige Gemeindeangelegenheiten sollen mit den Einwohnern erör-
tert werden. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen für
das Gebiet oder Teile des Gebietes der Gemeinde durchgeführt wer-
den.
Der Amtsdirektor  beruft unter Angabe der Tagesordnung und ggf. des
Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt wird, die Ein-
wohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffentliche Be-
kanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung der Einwohner-
versammlung entsprechend den Vorschriften für die Bekanntmachung
der Sitzung der Gemeindevertretung. Der Amtsdirektor oder eine von
diesem beauftragte Person leitet die Einwohnerversammlung. Alle Per-
sonen, die in der Gemeinde bzw. in dem begrenzten Gebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, haben in der
Einwohnerversammlung Rede- und Stimmrecht. Über die Einwohner-
versammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und dem Amtsdirektor  und der
Gemeindevertretung zuzuleiten.

(4) Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohner-
versammlung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht
werden und die zu erörternde Gemeindeangelegenheit bezeichnen.

Hauptsatzung der Gemeinde Niederfinow
vom 16.02.2009 (Tag der Ausfertigung)

Der Antrag darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letz-
ten zwölf Monate nicht bereits Gegenstand einer Einwohner-
versammlung waren. Antragsberechtigt sind alle Einwohner. Der An-
trag muss von mindestens fünf vom Hundert der Einwohner der Ge-
meinde unterschrieben sein.

(5) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts, die
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt.

§ 3
Ausschluss der Briefabstimmung bei Bürgerentscheiden

(§ 15 Abs. 6 Satz 2 BbgKVerf)

Abweichend von § 15 Abs. 6 Satz 1 BbgKVerf wird für die Durchführung
eines Bürgerentscheides im Sinne von § 15 BbgKVerf die Möglichkeit der
Briefabstimmung ausgeschlossen.

§ 4
Gleichberechtigung von Frau und Mann (§ 18 BbgKVerf)

Soweit in dieser Satzung Funktionen mit einem geschlechtsspezifischen
Begriff beschrieben werden, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils
andere Geschlecht gleichermaßen.

§ 5
Entscheidungen der Gemeindevertretung über

Vermögensgegenstände der Gemeinde
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17BbgKVerf)

Die Gemeindevertretung entscheidet über Geschäfte über Vermögens-
gegenstände der Gemeinde, sofern der Wert 1000 (Eintausend) Euro
nicht unterschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf). Entscheidungen bis
zur Wertgrenze von 1000 (Eintausend) Euro trifft der Hauptausschuss (§
50 Abs Satz 1 BbgKVerf), es sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der
laufenden Verwaltung (§ 54 Abs. 1 Nr. 5 BbgKVerf).

§ 6
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit

(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf)

(1) Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzen-
den der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der kon-
stituierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle
einer Berufung als Ersatzperson nach Annahme der Wahl schriftlich
ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche
Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung des Mandates von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:
1. Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit
anzugeben.

2. Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde.

(2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ih-
rem Eintritt schriftlich mitzuteilen.
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§ 7
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36 BbgKVerf)

(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung wer-
den spätestens 7 Tage vor der Sitzung nach § 9 Abs. 6 dieser Haupt-
satzung öffentlich bekannt gemacht.

(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende
Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner
es erfordern. Dies ist regelmäßig bei folgenden Gruppen von Angele-
genheiten der Fall:
a) Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
b) Grundstücksgeschäfte und Vergaben,
c) Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
d) Aushandlungen von Verträgen mit Dritten.

§ 8
Hauptausschuss (§ 49 BbgKVerf)

In der Gemeinde  Niederfinow wird ein Hauptausschuss gebildet.

§ 9
Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) Satzungen und andere ortsrechtliche Vorschriften werden, soweit kei-

ne sondergesetzlichen Bestimmungen bestehen, die durch Rechtsvor-
schrift vorgeschrieben sind, im „Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-
Oderberg“ in ihrem vollen Wortlaut bekannt gemacht.

(3) In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichts-
behördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behör-
de und des Datums hinzuweisen.

(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass
sie im Dienstgebäude des Amtes Britz-Chorin-Oderberg, Eisenwerkstr.
11, 16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen
Sprechzeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatz-
bekanntmachung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung
muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthal-
ten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentli-
chen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der
Auslegung sind offenkundig zu machen.

(5) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen werden in den gemeinsamen
Bekanntmachungskästen der Gemeinde Niederfinow und des Amtes
Britz-Chorin-Oderberg ausgehangen. Der Bekanntmachungskasten
befindet sich an der Choriner Str. 1 in Niederfinow.

(6) Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zung der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse gemäß BbgKVerf
§ 36 Abs. 4 und von Einwohnerversammlungen durch Aushang in den
im Absatz 5 genannten Bekanntmachungskästen in Niederfinow be-
kannt gegeben. Die Aushangfrist beträgt  7 Tage. Hierbei werden der
Tag des Anschlags und der Abnahme nicht mitgerechnet.
Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach
der Abnahme auf dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift
des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

(7) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens-
oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung
gemäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Sat-
zung gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vor-
schrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht wor-
den ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung
verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von
landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentli-
che Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen
aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer
Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen konn-
ten. Dies gilt entsprechend für den Flächennutzungsplan und für Ver-
ordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf).

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 21.04.2004
außer Kraft.

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren.

Britz,  den 16.02.2009

Rainer Schneider
Amtsdirektor

Die Gemeindevertretung Lunow-Stolzenhagen  hat in ihrer Sitzung am 03.02.2009 die Hauptsatzung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen  be-
schlossen, die hiermit öffentlich bekannt gemacht wird.

Britz, den 16.02.2009 Schneider
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), hat
die Gemeindevertretung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen  in ihrer Sit-
zung am 03.02.2009 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf)

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Lunow-Stolzenhagen“.
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Gemeinde und ge-

hört dem Amt Britz-Chorin-Oderberg  an.

Hauptsatzung der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen
vom 16.02.2009 (Tag der Ausfertigung)

(3) In der Gemeinde bestehen folgende Ortsteile:
a) Lunow
b) Stolzenhagen

§ 2
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf)

(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und
Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Gemeinde ihre betrof-
fenen Einwohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten förmlich mit
folgenden Mitteln:
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1. Einwohnerfragestunden der Gemeindevertretung
2. Einwohnerversammlungen

Die Einzelheiten der unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten Formen der Ein-
wohnerbeteiligung werden in den nachfolgenden Absätzen näher ge-
regelt.

(2) In öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung sind alle Personen,
die in der Gemeinde ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt haben (Einwohner), berechtigt, kurze mündliche Fragen zu
Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen Gemeindean-
gelegenheiten an die Gemeindevertretung oder den Amtsdirektor  zu
stellen sowie Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten (Einwohner-
fragestunde). Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten nicht überschrei-
ten. Jeder Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu drei unterschiedli-
chen Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen sollen drei Minuten
nicht überschreiten. Kann eine Frage nicht in der Sitzung mündlich be-
antwortet werden, ist eine schriftliche Antwort zugelassen.

(3) Wichtige Gemeindeangelegenheiten sollen mit den Einwohnern erör-
tert werden. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen für
das Gebiet oder Teile des Gebietes der Gemeinde durchgeführt wer-
den.
Der Amtsdirektor  beruft unter Angabe der Tagesordnung und ggf. des
Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt wird, die Ein-
wohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffentliche Be-
kanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung der Einwohner-
versammlung entsprechend den Vorschriften für die Bekanntmachung
der Sitzung der Gemeindevertretung. Der Amtsdirektor oder eine von
diesem beauftragte Person leitet die Einwohnerversammlung. Alle Per-
sonen, die in der Gemeinde bzw. in dem begrenzten Gebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, haben in der
Einwohnerversammlung Rede- und Stimmrecht. Über die Einwohner-
versammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und dem Amtsdirektor  und der
Gemeindevertretung zuzuleiten.

(4) Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohner-
versammlung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht
werden und die zu erörternde Gemeindeangelegenheit bezeichnen.
Der Antrag darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letz-
ten zwölf Monate nicht bereits Gegenstand einer Einwohner-
versammlung waren. Antragsberechtigt sind alle Einwohner. Der An-
trag muss von mindestens fünf vom Hundert der Einwohner der Ge-
meinde unterschrieben sein.

(5) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts, die
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt.

§ 3
Ausschluss der Briefabstimmung bei Bürgerentscheiden (§ 15

Abs. 6 Satz 2 BbgKVerf)

Abweichend von § 15 Abs. 6 Satz 1 BbgKVerf wird für die Durchführung
eines Bürgerentscheides im Sinne von § 15 BbgKVerf die Möglichkeit der
Briefabstimmung ausgeschlossen.

§ 4
Gleichberechtigung von Frau und Mann (§ 18 BbgKVerf)

Soweit in dieser Satzung Funktionen mit einem geschlechtsspezifischen
Begriff beschrieben werden, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils
andere Geschlecht gleichermaßen.

§ 5
Entscheidungen der Gemeindevertretung über Vermögens-

gegenstände der Gemeinde
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf)

Die Gemeindevertretung entscheidet über Geschäfte über Vermögens-
gegenstände der Gemeinde, sofern der Wert 2500 (Zweitausend-
fünfhundert) Euro nicht unterschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf),
es sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§
54 Abs. 1 Nr. 5 BbgKVerf).

§ 6
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit

(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf)

Die Gemeindevertretung  behält sich folgende Gruppen von Angelegenhei-
ten zur Entscheidung vor:
1. Die Gewährung von Stundung, Niederschlagung und Erlass mit fol-

genden Festlegungen:
– Stundungen über einen Zeitraum von 2 Jahren ab 5.000 €
– Niederschlagung ab 2.000 €
– Erlass ab 2.500 €

2. Rechtsgeschäfte, die im Einzelfall folgende Wertgrenzen überschreiten:
– bei Verträgen über Lieferungen und

Leistungen nach VOL 5.000 €
– bei Verträgen über Leistungen nach VOB 5.000 €
– bei Verträgen nach HOAI 5.000 €

§ 7
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit

(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf)

(1) Gemeindevertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzen-
den der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach der kon-
stituierenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehungsweise im Falle
einer Berufung als Ersatzperson nach Annahme der Wahl schriftlich
ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche
Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung des Mandates von Be-
deutung sein kann. Anzugeben sind:
1. Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit
anzugeben.

2. Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde.

(2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Gemeindevertretung innerhalb von vier Wochen nach ih-
rem Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 8
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36 BbgKVerf)

(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemeindevertretung wer-
den spätestens 7 Tage vor der Sitzung nach § 10 Abs. 6 dieser Haupt-
satzung öffentlich bekannt gemacht.

(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende
Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner
es erfordern. Dies ist regelmäßig bei folgenden Gruppen von Angele-
genheiten der Fall:
a) Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
b) Grundstücksgeschäfte und Vergaben,
c) Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
d) Aushandlungen von Verträgen mit Dritten.

§ 9
Ortsteilvertretung

(1) Für die in § 1 Abs. 3 genannten Ortsteile ist jeweils unmittelbar ein
Ortsvorsteher zu wählen.

(2) Die Wahlperiode des direkt gewählten Ortsvorstehers sowie das Wahl-
verfahren richten sich nach den Bestimmungen des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes.

(3) Jeder Ortsvorsteher ist vor der Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung in folgenden Angelegenheiten zu hören:
1. Planung von Investitionsvorhaben in dem Ortsteil,
2. Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flächennutzungsplans

sowie von Satzungen nach dem Baugesetzbuch und bauordnungs-
rechtlichen Satzungen, soweit sie sich auf den Ortsteil beziehen,
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3. Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Auf-
hebung von öffentlichen Einrichtungen in dem Ortsteil,

4. Aus- und Umbau sowie Benennung von Straßen, Wegen und Plät-
zen in dem Ortsteil,

5. Änderung der Grenzen des Ortsteils und
6. Erstellung des Haushaltsplans.

§ 10
Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) Satzungen und andere ortsrechtliche Vorschriften werden, soweit kei-

ne sondergesetzlichen Bestimmungen bestehen, die durch Rechtsvor-
schrift vorgeschrieben sind, im „Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-
Oderberg“  in ihrem vollen Wortlaut bekannt gemacht.

(3) In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichts-
behördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behör-
de und des Datums hinzuweisen.

(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass
sie im Dienstgebäude des Amtes Britz-Chorin-Oderberg , Eisenwerkstr.
11, 16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen
Sprechzeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatz-
bekanntmachung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung
muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthal-
ten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentli-
chen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der
Auslegung sind offenkundig zu machen.

(5) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen werden in den gemeinsamen
Bekanntmachungskästen der Gemeinde Lunow-Stolzenhagen und des
Amtes Britz-Chorin-Oderberg  ausgehangen. Die Bekanntmachungs-
kästen befinden sich
– Ortsteil Lunow: Dorfstraße 24
– Ortsteil Stolzenhagen: Buswendeschleife Elsengrund

(6) Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zung der Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse gemäß BbgKVerf

§ 36 Abs. 4 und von Einwohnerversammlungen durch Aushang in den
im Absatz 5 genannten Bekanntmachungskästen in allen Ortsteilen
bekannt gegeben. Die Aushangfrist beträgt
7 Tage. Hierbei werden der Tag des Anschlags und der Abnahme nicht
mitgerechnet.
Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach
der Abnahme auf dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift
des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

(7) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens-
oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung
gemäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Sat-
zung gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vor-
schrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht wor-
den ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung
verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von
landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentli-
che Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen
aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer
Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen konn-
ten. Dies gilt entsprechend für den Flächennutzungsplan und für Ver-
ordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf).

§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 16.05.2006
außer Kraft.

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren.

Britz,  den 16.02.2009

Rainer Schneider
Amtsdirektor

Die Stadtverordnetenversammlung Oderberg hat in ihrer Sitzung am 11.02.2009 die Hauptsatzung der Stadt Oderberg   beschlossen, die hiermit
öffentlich bekannt gemacht wird.

Britz, den 16.02.2009 Schneider
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), hat
die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oderberg  in ihrer Sitzung am
11.02.2009 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name der Stadt (§ 9 BbgKVerf)

(1) Die Stadt führt den Namen „Oderberg“.
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Kommune und ge-

hört dem Amt Britz-Chorin-Oderberg  an.

§ 2
Wappen, Flagge (§ 10 BbgKVerf)

(1) Das Wappen der Stadt wird wie folgt beschrieben:
Es zeigt in Silber über grünem Schildfuß eine bezinnte dreitürmige Burg mit

Hauptsatzung der Stadt Oderberg
vom 16.02.2009 (Tag der Ausfertigung)

schwarzem Tor und geöffneten goldenen Torflügeln. Über den mit je einem
schwarzen Fenster versehenen Türmen schwebt ein roter goldbewehrter Adler.

(2) Die Flagge der Stadt wird wie folgt beschrieben:
Rot mit dem Stadtwappen zwischen zwei schmalen weißen Streifen.

§ 3
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf)

(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bürgerbegehren und
Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Stadt ihre betroffenen
Einwohner in wichtigen Stadtangelegenheiten förmlich mit folgenden
Mitteln:
1. Einwohnerfragestunden der Stadtverordnetenversammlung
2. Einwohnerversammlungen
Die Einzelheiten der unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten Formen der Ein-
wohnerbeteiligung werden in den nachfolgenden Absätzen näher ge-
regelt.
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(2) In öffentlichen Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung sind alle
Personen, die in der Stadt ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben (Einwohner), berechtigt, kurze mündliche Fra-
gen zu Beratungsgegenständen dieser Sitzung oder anderen Stadtan-
gelegenheiten an die Stadtverordnetenversammlung oder den Amts-
direktor  zu stellen sowie Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten
(Einwohnerfragestunde). Die Einwohnerfragestunde soll 30 Minuten
nicht überschreiten. Jeder Einwohner kann sich im Regelfall zu bis zu
drei unterschiedlichen Themen zu Wort melden. Die Wortmeldungen
sollen drei Minuten nicht überschreiten. Kann eine Frage nicht in der
Sitzung mündlich beantwortet werden, ist eine schriftliche Antwort
zugelassen.

(3) Wichtige Stadtangelegenheiten sollen mit den Einwohnern erörtert wer-
den. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen für das Ge-
biet oder Teile des Gebietes der Stadt durchgeführt werden.
Der Amtsdirektor  beruft unter Angabe der Tagesordnung und ggf. des
Gebietes, auf das die Einwohnerversammlung begrenzt wird, die Ein-
wohnerversammlung ein. Die Einberufung erfolgt durch öffentliche Be-
kanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung der Einwohner-
versammlung entsprechend den Vorschriften für die Bekanntmachung
der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. Der Amtsdirektor oder
eine von diesem beauftragte Person leitet die Einwohnerversammlung.
Alle Personen, die in der Stadt bzw. in dem begrenzten Gebiet ihren
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, haben in
der Einwohnerversammlung Rede- und Stimmrecht. Über die Einwoh-
nerversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist
vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und dem Amtsdirektor  und der
Stadtverordnetenversammlung zuzuleiten.

(4) Die Einwohnerschaft kann beantragen, dass eine Einwohner-
versammlung durchgeführt wird. Der Antrag muss schriftlich eingereicht
werden und die zu erörternde Stadtangelegenheit bezeichnen. Der
Antrag darf nur Angelegenheiten angeben, die innerhalb der letzten
zwölf Monate nicht bereits Gegenstand einer Einwohnerversammlung
waren. Antragsberechtigt sind alle Einwohner. Der Antrag muss von
mindestens fünf vom Hundert der Einwohner der Stadt unterschrieben
sein.

(5) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts, die
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt.

§ 4
Ausschluss der Briefabstimmung bei Bürgerentscheiden (§ 15

Abs. 6 Satz 2 BbgKVerf)

Abweichend von § 15 Abs. 6 Satz 1 BbgKVerf wird für die Durchführung
eines Bürgerentscheides im Sinne von § 15 BbgKVerf die Möglichkeit der
Briefabstimmung ausgeschlossen.

§ 5
Gleichberechtigung von Frau und Mann(§ 18 BbgKVerf)

Soweit in dieser Satzung Funktionen mit einem geschlechtsspezifischen
Begriff beschrieben werden, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils
andere Geschlecht gleichermaßen.

§ 6
Entscheidungen der Stadtverordnetenversammlung über

Vermögensgegenstände der Stadt
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17BbgKVerf)

Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet über Geschäfte über
Vermögensgegenstände der Stadt, sofern der Wert 2500 (Zweitausend-
fünfhundert) Euro nicht unterschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf),
es sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§
54 Abs. 1 Nr. 5 BbgKVerf).

§ 7
Der Stadtverordnetenversammlung vorbehaltene

Gruppen von Entscheidungen

Die Stadtverordnetenversammlung  behält sich folgende Gruppen von An-
gelegenheiten zur Entscheidung vor:
1. Die Gewährung von Stundung, Niederschlagung und Erlass mit fol-

genden Festlegungen:
– Stundungen über einen Zeitraum von 2 Jahren ab 5.000 €
– Niederschlagung ab 2.000 €
–  Erlass ab 2.500 €

2. Rechtsgeschäfte, die im Einzelfall folgende Wertgrenzen überschrei-
ten:
– bei Verträgen über Lieferungen und Leistungen

nach VOL 12.000 €
– bei Verträgen über Leistungen nach VOB 25.000 €
– bei Verträgen nach HOAI  5.000 €

§ 8
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit

(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf)

(1) Stadtvertreter und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden
der Stadtverordnetenversammlung innerhalb von vier Wochen nach
der konstituierenden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung be-
ziehungsweise im Falle einer Berufung als Ersatzperson nach Annah-
me der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergüte-
te oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung
des Mandates von Bedeutung sein kann. Anzugeben sind:
1. Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungswei-

se Dienstherrn und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei
mehreren ausgeübten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit
anzugeben.

2. Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleicharti-
gen Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Stadt.

(2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsit-
zenden der Stadtverordnetenversammlung innerhalb von vier Wochen
nach ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen.

§ 9
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36 BbgKVerf)

(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung  werden spätestens 7 Tage vor der Sitzung nach § 10
Abs. 6 dieser Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht.

(2) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüs-
se sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwie-
gende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner es erfordern. Dies ist regelmäßig bei folgenden Gruppen von
Angelegenheiten der Fall:
a) Personal- und Disziplinarangelegenheiten,
b) Grundstücksgeschäfte und Vergaben,
c) Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner,
d) Aushandlungen von Verträgen mit Dritten.

§ 10
Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Amtsdirektor.
(2) Satzungen und andere ortsrechtliche Vorschriften werden, soweit kei-

ne sondergesetzlichen Bestimmungen bestehen, die durch Rechtsvor-
schrift vorgeschrieben sind, im „Amtsblatt für das Amt Britz-Chorin-
Oderberg“  in ihrem vollen Wortlaut bekannt gemacht.

(3) In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf eine aufsichts-
behördliche Genehmigung unter Angabe der genehmigenden Behör-
de und des Datums hinzuweisen.
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(4) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder
eines sonstigen Schriftstücks, so kann die öffentliche Bekanntmachung
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass
sie im Dienstgebäude des Amtes Britz-Chorin-Oderberg , Eisenwerkstr.
11, 16230 Britz, zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen
Sprechzeiten ausgelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatz-
bekanntmachung wird vom Amtsdirektor angeordnet. Die Anordnung
muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthal-
ten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentli-
chen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der
Auslegung sind offenkundig zu machen.

(5) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen werden in den gemeinsamen
Bekanntmachungskästen der Stadt Oderberg und des Amtes Britz-
Chorin-Oderberg  ausgehangen. Die Bekanntmachungskästen befin-
den sich
 – Berliner Str. 89, am Markt
– Am Friedenshain 31
– Neuendorf 23

(6) Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zung der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse gemäß
BbgKVerf § 36 Abs. 4 und von Einwohnerversammlungen durch Aus-
hang in den im Absatz 5 genannten Bekanntmachungskästen bekannt
gegeben. Die Aushangfrist beträgt 7 Tage. Hierbei werden der Tag des
Anschlags und der Abnahme nicht mitgerechnet.
Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag, der Tag der Abnahme nach
der Abnahme auf dem ausgehängten Schriftstück durch die Unterschrift
des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.

(7) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens-
oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung

gemäß § 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntmachung der Sat-
zung gegenüber der Stadt unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift
und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung verletzt
worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen
Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentliche Bekanntma-
chung, jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen aufgrund der tat-
sächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich
Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt ent-
sprechend für den Flächennutzungsplan und für Verordnungen der Stadt
(§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf).

§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 16.05.2006
außer Kraft.

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren.

Britz,  den 16.02.2009

Rainer Schneider
Amtsdirektor

Die WINGAS GmbH & Co.KG hat für das o. g. Bauvorhaben die Durchfüh-
rung des Planfeststellungsverfahrens gemäß § 43 Nr. 2 Energiewirtschafts-
gesetz (EnWG) mit Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt. Für das Bau-
vorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen werden Grundstücke in den o. g. Gemarkungen
beansprucht.
Auf der Grundlage der §§ 72 - 78 Verwaltungsverfahrensgesetz  für das
Land Brandenburg (VwVfGBbg) wird hiermit bekannt gegeben, dass der
Antrag in der Zeit vom

02. März 2009    bis zum     01. April 2009

im Amt Britz- Chorin- Oderberg, Bau und Ordnungsamt (Zimmer 1.23)
Eisenwerkstraße 11, 16230 Britz während der Dienststunden

Montag von 09.00  bis  12.00 Uhr
Dienstag von 09.00  bis  12.00 Uhr und

von 13.00  bis  18.00 Uhr
Mittwoch von 09.00  bis  12.00 Uhr
Donnerstag von 09.00  bis  12.00 Uhr und

von 13.00 bis   15.00 Uhr
Freitag von 09.00  bis  12.00 Uhr

Sowie nach telefonischer Vereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten für
jedermann zur Einsicht ausliegt.

Bekanntmachung
über die Auslegung von Planungsunterlagen zum Zwecke der Planfeststellung für

die Errichtung und den Betrieb der Ferngasleitung „OPAL“ –
Abschnitt Brandenburg-Nord der WINGAS GmbH & Co.KG in den Gemarkungen Biesenbrow, Neuenhagen, Garzau, Gramzow, Neu-

Meichow, Mönchwinkel, Kagel, Grünow, Hohensaaten, Schönemark, Klosterdorf, Blankenburg, Neureetz, Neuendorf, Parstein,
Lüdersdorf, Oderberg, Pinnow, Sternebeck, Harnekop, Werder, Herzhorn, Kleptow, Felchow, Schönfeld, Braunsdorf, Hartmannsdorf,

Hohenstein, Bietikow, Falkenwalde, Rathsdorf

Es wird weiterhin darauf hingewiesen,
1. dass Einwendungen bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist

schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesamt für Bergbau, Geolo-
gie und Rohstoffe Brandenburg, Inselstraße 26 in 03046 Cottbus oder
beim Amt Britz- Chorin- Oderberg zu erheben sind. Die Einwendung
muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträch-
tigung erkennen lassen.

2. dass mit Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendungen ausgeschlos-
sen sind, die nicht auf besonderen Titeln beruhen,

3. dass rechtzeitig erhobene Einwendungen in einem Termin erörtert wer-
den, der noch ortsüblich bekannt gemacht wird. Diejenigen, die recht-
zeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwen-
dungen der Vertreter, werden von dem Termin gesondert benachrich-
tigt.

4. dass bei Ausbleiben eines Beteiligten zum Erörterungstermin auch ohne
ihn verhandelt werden kann,

5. dass
a) die Personen, die Einwendungen erhoben haben, von dem

Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrich-
tigt werden können,

b) die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch
Bekanntmachung ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Benach-
richtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind.

Britz, den 11.02.2009

R. Schneider
Amtsdirektor
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Bekanntmachung des Ministeriums für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg vom 12. Dezember 2008

Anhörung der Öffentlichkeit zu den Entwürfen der Bewirtschaftungspläne
für die Flussgebietseinheiten Oder und Elbe gemäß § 26 Abs. 4 und 5

des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG)

Die „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnah-
men der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ (Wasserrahmenrichtlinie
der Europäischen Union (EU)) stellt Umweltziele für die Oberflächengewäs-
ser und das Grundwasser in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
auf. Zur rechtlichen Umsetzung dieser Richtlinie in Deutschland dienen das
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) sowie die Wassergesetze der
Länder, im Land Brandenburg das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG).

Um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen, sind bis zum
22. Dezember 2009 Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne
für die in § 1b des WHG genannten Flussgebietseinheiten aufzustellen.
Brandenburg gehört zu den beiden internationalen Flussgebietseinheiten
Elbe und Oder.

Nach § 26 Absatz 4 BbgWG sind spätestens ein Jahr vor Beginn des Zeit-
raums, auf den sich der Plan bezieht, Entwürfe des Bewirtschaftungsplans
zu veröffentlichen, zu denen die Öffentlichkeit Stellung nehmen kann.
Die Entwürfe der Bewirtschaftungspläne für die Flussgebietseinheiten Elbe
und Oder werden seit 22. Dezember 2008 an folgenden Stellen veröffent-
licht bzw. öffentlich ausgelegt:

– Im Internet unter der Adresse
http://www.mluv.brandenburg.de/info/wrrl

– im Landesumweltamt Brandenburg
Groß Glienicke
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam
Haus 4, Zimmer 027
Tel.: 033201 / 442-289
werktags 9-15 Uhr oder nach telefonischer Absprache

– im Ministerium für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz
Lindenstraße 34a
14467 Potsdam
Zimmer 143 B
Tel.: 0331 / 866 7212
werktags 9 bis 15 Uhr oder nach telefonischer Absprache.

– in den jeweils zu den Flussgebietseinheiten gehörenden unteren Wasser-
behörden der Landkreise und der kreisfreien Städte zu den dort übli-
chen Sprechzeiten.

Zum Bereich der Flussgebietseinheit Elbe gehören im Land Brandenburg
alle Landkreise und kreisfreien Städte (vollständig oder teilweise), zum Be-
reich der Flussgebietseinheit Oder gehören Teile der Landkreise Barnim,
Märkisch-Oderland, Oder-Spree, Spree-Neiße, Uckermark sowie der kreis-
freien Stadt Frankfurt (Oder).

Auf Antrag wird nach den Vorschriften über den Zugang der Öffentlichkeit
zu Umweltinformationen auch der Zugang zu Hintergrunddokumenten und
-informationen gewährt, die bei der Erstellung der Bewirtschaftungsplan-
entwürfe herangezogen wurden. Der Antrag ist beim Ministerium für Länd-
liche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, Referat 62, Lindenstraße
34a, 14467 Potsdam, zu stellen.

Zu den Entwürfen der Bewirtschaftungspläne können Verbände, Vereine,
Körperschaften, Firmen, sonstige Einrichtungen und jede/jeder Interessier-
te bis zum 22. Juni 2009 schriftlich Stellung nehmen.

Stellungnahmen können schriftlich gerichtet werden an das

Landesumweltamt Brandenburg
Referat Ö4
Groß Glienicke
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam

sowie an das

Ministerium für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz
Referat 62
Lindenstraße 34a
14467 Potsdam

oder per E-Mail an die Adresse bewirtschaftungsplan@mluv.brandenburg.de.

An denselben Stellen werden für 4 Monate im Rahmen der Öffentlichkeits-
beteiligung an der Strategischen Umweltprüfung auch die Maßnahmen-
programme für die Flussgebietseinheiten Elbe und Oder und die dazugehö-
rigen Umweltberichte ausgelegt. Nähere Informationen sind einer Bekannt-
machung des Landesumweltamtes Brandenburg vom 12. Dezember 2008
zu entnehmen.

Stellungnahmen zu länderübergreifenden oder internationalen Fragen im
Einzugsgebiet der Elbe können auch gegenüber der Flussgebiets-
gemeinschaft Elbe (Otto-von-Guericke-Straße 5, 39104 Magdeburg; E-Mail:
info@fgg-elbe.de) beziehungsweise gegenüber der Internationalen Kom-
mission zum Schutz der Elbe (Fürstenwallstraße 20, 39104 Magdeburg; E-
Mail: sekretariat@ikse-mkol.org ) abgegeben werden.

Stellungnahmen zu länderübergreifenden oder internationalen Fragen im
Einzugsgebiet der Oder können auch gegenüber den jeweils zuständigen
Stellen der beiden anderen Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen beziehungsweise gegenüber der Internationalen Kommission zum
Schutz der Oder (ul. M. Curie - Sklodowskiej 1, 50-381 Wroclaw, Republik
Polen; E-Mail: sekretariat@mkoo.pl) abgegeben werden.
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Die „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnah-
men der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik“ (Wasserrahmenrichtlinie
der Europäischen Union (EU)) stellt Umweltziele für die Oberflächengewässer
und das Grundwasser in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf.
Zur rechtlichen Umsetzung dieser Richtlinie in Deutschland dienen das
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) sowie die Wassergesetze der
Länder, im Land Brandenburg das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG).

Um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen, sind bis zum
22. Dezember 2009 Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne
für die in § 1b des WHG genannten Flussgebietseinheiten aufzustellen.
Brandenburg gehört zu den beiden internationalen Flussgebietseinheiten
Elbe und Oder.

Nach § 4 Absatz 1 BbgUVPG unterliegen die Maßnahmenprogramme der
Pflicht zur Strategischen Umweltprüfung, bei der ein Umweltbericht zu er-
stellen ist. Nach § 26 Abs. 7 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG)
in Verbindung mit § 14 i des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) ist die Öffentlichkeit bei der Strategischen Umweltprüfung
zu beteiligen. Hierfür werden die Entwürfe der Maßnahmenprogramme für
die Flussgebietseinheiten Elbe und Oder und die beiden dazugehörigen
Umweltberichte öffentlich ausgelegt, so dass sich die betroffene Öffentlich-
keit dazu äußern kann.

Die Entwürfe der Maßnahmenprogramme für die beiden Flussgebiets-
einheiten und die dazugehörigen Umweltberichte werden seit 22. Dezem-
ber 2008 an folgenden Stellen veröffentlicht bzw. öffentlich ausgelegt:

– Im Internet unter der Adresse
http://www.mluv.brandenburg.de/info/wrrl

– im Landesumweltamt Brandenburg
Groß Glienicke
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam
Haus 4, Zimmer 027
Tel.: 033201 / 442-289
werktags 9 bis 15 Uhr oder nach telefonischer Absprache

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg vom 12. Dezember 2008

Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Strategischen Umweltprüfung
zu den Entwürfen der Maßnahmenprogramme für die Flussgebietseinheiten Oder

und Elbe gemäß § 26 Abs. 7 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG)
bzw. § 4, Abs. 2 des Brandenburgischen Gesetzes

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (BbgUVPG)

– im Ministerium für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz
Lindenstraße 34a
14467 Potsdam
Zimmer 143 B
Tel.: 0331 / 866 7212
werktags 9 bis 15 Uhr oder nach telefonischer Absprache.

– in den unteren Wasserbehörden der Landkreise und der kreisfreien Städ-
te zu den dort üblichen Sprechzeiten.

Zum Bereich der Flussgebietseinheit Elbe gehören im Land Brandenburg
alle Landkreise und kreisfreien Städte (vollständig oder teilweise), zum Be-
reich der Flussgebietseinheit Oder gehören Teile der Landkreise Barnim,
Märkisch-Oderland, Oder-Spree, Spree-Neiße, Uckermark sowie der kreis-
freien Stadt Frankfurt (Oder).

Zu den Entwürfen der Maßnahmenprogramme für die Flussgebietseinheiten
Elbe und Oder und zu den beiden Umweltberichten kann sich die betroffe-
ne Öffentlichkeit bis zum 22. April 2009 äußern.

Stellungnahmen können schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben wer-
den bei

dem Landesumweltamt Brandenburg
Referat Ö4
Groß Glienicke
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam

dem Ministerium für Ländliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz
Referat 62
Lindenstraße 34a
14467 Potsdam

den unteren Wasserbehörden der Landkreise und kreisfreien Städte

oder per E-Mail an die Adresse
SUPMassnahmenprogramm@lua.brandenburg.de.
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Der Vorstandsvorsitzende des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“ gibt
hiermit gemäß § 8 Abs. 3 der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes
„Welse“ vom 29.03.2004 Zeit und Ort der Verbandsschau bekannt:

Termin 1: Freitag, den 13.03.2009
Treffpunkt: 09.30 Uhr am Firmensitz M&N im Parsteinseer

Ortsteil Lüdersdorf, Dorfstraße 01
betreffende Gemeinden: Gemeinde Lunow-Stolzenhagen, Stadt Oderberg,

Gemeinde Parsteinsee Ortsteil Lüdersdorf

Bekanntmachung von Zeit und Ort der Verbandsschau des
Wasser- und  Bodenverbandes „Welse“ in den Schaubezirken

Amt Britz-Chorin-Oderberg und Polder für das Jahr 2009

Termin 2: Mittwoch, den 29.04.2009*
Treffpunkt: 08.30 Uhr am Gemeindebüro in Lunow,

Dorfstraße 24
Bereich: Lunow-Stolper Polder

*Termine können sich aufgrund der Wasserstände in den Poldern verschie-
ben, veränderte Termine werden rechtzeitig bekannt gegeben.

Passow, den 02.02.2009

Stornowski
Geschäftsführer des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“

Eingeladen sind alle Eigentümer von Grundflächen, die zum gemeinschaft-
lichen Jagdbezirk der Jagdgenossenschaft Britz gehören, auf denen Jagd
ausgeübt werden darf.

Tagesordnung

1. Begrüßung durch den Jagdvorsteher
2. Feststellen der Beschlussfähigkeit und der fristgemäßen Ladung
3. Bericht des Jagdvorstehers
4. Bericht des Kassenwarts über das Pachtjahr 2008/2009
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Beschlussfassung über die Entlastung des Jagdvorstandes
7. Beschlussfassung über die Entlastung des Kassenwartes

    Einladung der Jagdgenossenschaft Britz
zur Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossenschaft Britz

am  03.04.2009, um 19. 00 Uhr in der Gaststätte „Zu den Kastanien“ in Britz-Dorf

8. Auswertung des Jagdjahres durch den Obmann der  Jagdpachtge-
meinschaft

9. Sonstiges

Zur Anlegung bzw. Aktualisierung des Jagdkatasters haben die Jagdgenossen
vor Ausübung ihrer Mitgliedschaftsrechte dem Jagdvorsteher alle zur
Anlegung und Fortschreibung  des Jagdkatasters erforderlichen Unterlagen
( z.B. Grundbuchauszüge, Urkundenabschriften etc.) vorzulegen.
Die Versammlung ist beschlussfähig, unabhängig von der Anzahl der er-
scheinenden Jagdgenossen.

Reiner Gersdorf
Jagdvorsteher

Ende der amtlichen Bekanntmachungen


